
lehnen. Nach Auffassung des Senats kann das aber in 
der Regel nur unter folgenden Bedingungen der Fall 
sein:
1. Wenn die Bürgschaft nicht von einem sozialistischen 
Kollektiv übernommen wird, sondern von 'Einzel­
personen oder Personengruppen, die nicht als soziar 
listisches Kollektiv anzusehen sind.
Ein sozialistisches Kollektiv der Werktätigen ist eine 
Gruppe von Menschen, die in bestimmten Bereichen des 
gesellschaftlichen Lebens, insbesondere in der materi­
ellen Produktion, in besonders enger Verbindung 
stehen und durch gemeinsame konkrete Aufgaben und 
eine entsprechende Zielstellung in ihrem Bereich fin­
den umfassenden Aufbau des Sozialismus wirken. Es 
kann sich dabei nicht nur um den losen Zusammen­
schluß einzelner Personen handeln, sondern um eine 
Gruppe Menschen, die vor allem durch aktives gemein­
schaftliches Handeln gekennzeichnet ist. Maßstab dafür, 
inwieweit eine Gruppe von Personen als sozialistisches 
Kollektiv anzusehen ist, ist die Wirksamkeit eines 
solchen Kollektivs in der gegenseitigen Erziehung aller 
seiner Mitglieder im Sinne der sozialistischen Moral 
und zur Erfüllung der gemeinsamen Aufgaben, insbe­
sondere in der Produktion.
2. Wenn ein Kollektiv in Verkennung der Gesellschafts­
gefährlichkeit einer strafbaren Handlung und Über­
betonung des sonstigen Verhaltens des Täters die 
Bürgschaft auch bei einer mit einer schweren Strafe zu 
ahndenden strafbaren Handlung übernimmt oder durch 
die Erklärung der Bürgschaft bemüht ist, für den An­
geklagten eine leichtere als der Gesellschaftsgefährlich­
keit der Tat entsprechende Strafe zu erwirken.
Das Kreisgericht hätte erkennen müssen, daß keine 
dieser Bedingungen vorliegt und daß daher die Ab­
lehnung der vom Kollektiv der GHG erklärten Bürg­
schaft das Vertrauensverhältnis zwischen Staat und 
Werktätigen beeinträchtigen und die zukünftige Bereit­
schaft dieses Kollektivs zur Mitarbeit an den Aufgaben 
der Rechtsprechung herabmindem kann. Die Ablehnung 
der Bürgschaft bedeutet darüber hinaus die Zurück­
weisung der Hilfe des Kollektivs bei der Erziehung 
der Angeklagten und damit eine Minderung der gesell­
schaftlichen Wirksamkeit des Urteils. Das Kreisgericht 
hat in der Hauptverhandlung den Sachverhalt insoweit 
nicht exakt erforscht und im Protokoll der Hauptver­
handlung wie im Urteil fehlerhaft festgestellt, daß die 
Mehrheit der Kollegen die Bürgschaft abgelehnt habe 
und es erst nach einer mehrstündigen Diskussion zu 
einer BüfgsehaftsüberHahme gekommen sei. Das. Kreis- 
gericht unterließ es jedoch, der Grund der Ablehnung 
festzustellen.
Wie im Protest richtig ausgeführt wird und wie der 
Senat bei seiner Rücksprache im Kollektiv eindeutig 
feststellte, erfolgte die Ablehnung nicht, weil keine Be­
reitschaft zur Erziehung der Angeklagten vorhanden 
war, sondern weil unklare Vorstellungen über den Cha­
rakter der Bürgschaft bestanden. Es wurde die Auffas­
sung vertreten, daß das Kollektiv materiell haftbar sei, 
wenn die Angeklagte wider Erwarten doch noch ein­
mal straffällig werden sollte. Nachdem der Buchhalter 
diese Bedenken ausgeräumt und die Institution der 
Bürgschaft allen Mitgliedern des Kollektivs verständ­
lich gemacht hatte, wurde die Bürgschaft beschlossen. 
Diese Feststellungen über den tatsächlichen Inhalt der 
Diskussionen im Kollektiv Hätte das Kreisgericht selbst 
treffen müssen. Es hat dabei unbeachtet gelassen, wie 
es zur Übernahme der Bürgschaft überhaupt kam und 
daß vor der Anregung des Kreisstaatsanwalts bereits 
eine erzieherische Aussprache im Kollektiv stattgefun­
den hatte, in der sich eindeutig die Bereitschaft zur 
Erziehung der Angeklagten ergab.
Wenn das Gericht in der Haupt Verhandlung Zweifel an 
der Bereitschaft des Kollektivs zur Erziehung des

Rechtsverletzers hat, ist es verpflichtet, sich selbst un­
mittelbar mit dem Kollektiv in Verbindung zu setzen, 
um alle notwendigen Fragen zu klären. Diese unmittel­
bare Verbindungsaufnahme über die Vernehmung eines 
Vertreters des Kollektivs hinaus ist stets dann erfor­
derlich, wenn sich Zweifel an der Richtigkeit der kol­
lektiven Entscheidung ergeben und wenn es daher 
zweifelhaft ist, ob eine solche kollektive Bürgschafts­
erklärung zu bestätigen ist. Keinesfalls kann die Ver­
fahrensweise des Kreisgerichts gebilligt werden, auf 
Grund unzureichender Sachfeststellungen die Bürg­
schaftserklärung eines Kollektivs nicht zu bestätigen. 
Ein solches Vorgehen ist ein Verstoß gegen die Grund­
sätze des Rechtspflegeerlasses.
Danach ist der Senat auf Grund eigener Feststellungen 
der Auffassung, daß die Übernahme der Bürgschaft im 
vorliegenden Falle eine geeignete Maßnahme zur 
Unterstützung der erzieherischen Wirksamkeit der aus­
gesprochenen bedingten Verurteilung ist und daß sie 
daher auch bestätigt werden kann. Der Senat hat daher 
in Selbstentscheidung diese Bestätigung ausgesprochen.

Anm e r k u n g  :
Der vom Bezirksgericht vertretenen Auffassung, daß 
ein Rechtsmittel gegen die Bestätigung bzw. Nicht­
bestätigung einer Bürgschaft durch das Gericht zu­
lässig sei, kann nicht zugestimmt werden.
Die große Bedeutung der Bürgschaft, die ein fort­
geschrittenes Kollektiv für einen straffällig geworde­
nen Bürger übernimmt, besteht darin, daß die gesell­
schaftlichen Kräfte erzieherisch auf den Angeklagten 
einwirken, die ihn kennen, mit ihm Zusammenarbeiten 
und Zusammenleben. Damit wird die erzieherische 
Wirkung der ausgesprochenen Strafe ohne Freiheits­
entzug, insbesondere der bedingten Verurteilung, er­
höht. Mit der Bürgschaftsübernahme bringt das Kol­
lektiv seine Verantwortung für die Erziehung des 
straffällig gewordenen Mitgliedes zum Ausdruck, in­
dem sich das Kollektiv verpflichtet, die nochmalige 
Begehung einer Straftat mit vereinten Kräften zw ver­
hindern. Die Übernahme einer Bürgschaft ist somit 
eine sehr bedeutsame Verpflichtung, die die Erziehung 
des betreffenden Bürgers zur Einhaltung der Gesetze 
unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates zum Inhalt hat. 
Es ist daher weder zulässig, einem Kollektiv die Bürg­
schaft aufzuzwingen, noch an die Nichterfüllung der 
Bürgschaft rechtliche Konsequenzen zu knüpfen.
Die Bestätigung einer Bürgschaftserklärung durch das 
Gericht soll das betreffende Kollektiv noch einmal mit 
aller Deutlichkeit auf seine Verantwortung Hinweisen. 
Das Bezirksgericht geht aber fehl in seiner Annahme, 
daß allein die Bestätigung der Bürgschaft die kollek­
tive Erziehung des Verurteilten garantiert. Die Er­
fahrungen in der Praxis zeigen, daß die kollektive 
Einwirkung auf die straffällig gewordenen Mitglieder 
des Kollektivs häufig schon im Ermittlungsverfahren 
beginnt.
Auf diese Weise werden bereits hier die Voraus­
setzungen für eine schnelle und wirksame Umerziehung 
des Täters geschaffen, ohne daß es in diesem Ab­
schnitt des Verfahrens einer staatlichen Sanktion der 
übernommenen Verantwortung des Kollektivs durch 
das Gericht bedarf.
Die vom Kollektiv gegenüber dem Gericht zum Aus­
druck gebrachte Bereitschaft, durch eine Bürgschafts­
übernahme den Angeklagten zu einem verantwortungs­
bewußten Verhalten zu erziehen, erfolgt nicht unab­
hängig von der zu erkennenden Strafe. Eine Bürg- 
schaftsübemahme ist deshalb meistens mit dem Vor­
schlag verbunden, unter diesen Umständen auf eine 
Strafe ohne Freiheitsentzug zu erkennen. (Die Bürg­
schaftserklärung bei Anwendung des § 346 SIPO soll 
in diesem Zusammenhang nicht behandelt werden.)
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